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Betrifft: Schriftliche Stellungnahme zur Expertenanhörung am 17.5.2010

Sehr geehrter Herr Dr. Wissing,

ich danke für die Einladung zur Expertenanhörung am 17.5.2010 und für die Ge-
legenheit, vorab eine schriftliche Stellungnahme einzureichen. Diese füge ich
diesem Brief in zwei Teilen bei:

1. Eine Ergebniszusammenfassung
2. Die Stellungnahme

Herzlichen Dank,

Gez. Jörg Alt SJ

2 Anlagen
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Steuer gegen Armut = Steuer gegen Terror und Kriminalität = Steuer
gegen illegale Migration
Stellungnahme von Jörg Alt SJ, Moderator der Kampagne "Steuer gegen Armut",
vorgelegt anlässlich der Expertenanhörung des Finanzausschusses am 17.5.2010
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1. Warum initiierte die Jesuitenmission die Kampagne „Steuer gegen
Armut“?

Mit dem Schreiben vom 22. April erging an mich die Einladung, als Experte für die
Kampagne "Steuer gegen Armut" an der Anhörung durch den Finanzausschuss des Deutschen
Bundestags am 17.5. teilzunehmen. Ebenso wurde mir die Gelegenheit gegeben, vorab eine
schriftliche Stellungnahme einzureichen. Diese Gelegenheiten nehme ich dankbar wahr.
Zunächst einige Worte, warum ich, warum die Jesuitenmission die Kampagne überhaupt erst
ins Leben gerufen hat.

Juli 1989, Belfast
Beim Bummel durch die Innenstadt in Belfast explodiert 100 m vor mir eine Bombe. Es gibt
Tote und Verletzte. Warum tun die das?, frage ich. Weil sie sonst nichts zu tun haben, so die
Antwort.

Herbst 1997, Leipzig, Sommer 2002, München und Berlin
Ich spreche im Rahmen meiner empirischen Feldstudien1 mit Menschen, die gewöhnlich als
"kriminelle Schleuser" und "Organisierte Verbrecher" bezeichnet werden. Warum tut ihr das?,
frage ich. Weil es zu Hause keine Jobs und Versicherungen gibt, unsere Familien aber was
zum Essen brauchen und Arzt-, Schul- sowie Krankenhausrechnungen zu bezahlen sind, so
die Antwort. Eine Antwort im Übrigen, die nahezu alle 'illegale' Migranten, die ich befrage, in
der einen oder anderen Weise bestätigten.

Sommer 2007, Toledo District, Belize
Während der Vorbereitung des jährlichen Jugendtreffens meiner Pfarrei werden auf einmal
die Lebensmittel knapp: Es entstehen Lieferengpässe, die Preise steigen horrend, sogar das
Armen-Ernährungsprogramm der Pfarrei gerät in Gefahr. Woran liegt das?, frage ich. Wir
wissen es nicht, so die Antwort. Wenige Wochen später erfahre ich, dass diese Verknappung
und Teuerung, die andernorts zu Hungeraufständen geführt hat, durch Spekulation mit
"Agrarrohstoffen", so das Börsenwort für Lebensmittel, künstlich verursacht wurde.2
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Sommer 2008, Toledo District, Belize
Mir fällt in meiner Pfarrei zunehmend auf, dass Männer die Dörfer verlassen, um als 'illegale'
Migranten nach Los Angeles zu gehen. Warum lasst ihr eure Familien allein?, frage ich. Weil
wir anders nicht das Schulgeld für uns-PFere Kinder zusammen bekommen, so die Antwort.

Sommer 2009, Chinhoyi, Zimbabwe
Ich bekomme in Zimbabwe das Terrorregime der "Grünen Bomber" mit, Jugendgangs, die im
Dienst von Robert Mugabes ZANU Partei stehen. Warum tun sie das?, frage ich. Weil kein
Geld mehr da ist, um die Lehrer in den Schulen zu bezahlen, so die Antwort, und die Partei
die einzige Organisation ist, die sich um die Jugendlichen kümmert – jedenfalls dort, wo es
keine katholischen Schulen gibt: Denn die funktionieren aufgrund der internationalen
Vernetzung und Spenden weiter und können ihren Lehrern weiter ein Gehalt zahlen.

Sommer 2009, irgendwo in Kenia
Mir fallen Kinder, Erwachsene, Alte auf, deren Auge irgendwie milchig sind und die nicht
mehr sehen können. Was ist das?, frage ich. Eine Trachominfektion, so die Antwort. Warum
tut man nichts dagegen?, frage ich. Weil wir kein Geld haben, so die Antwort.3

Wer auf dem Hintergrund solcher Erfahrungen mitbekommt, wie über Jahre hinweg bei der
Entwicklungshilfe herummanipuliert wird, um sie hoch aussehen zu lassen, ohne dass reales
Geld fließt4, plötzlich aber viele reale Milliarden für die Rettung von Finanzinstitutionen
gefunden werden, die sich schon wieder Milliardenboni zuteilen, während andere immer noch
bzw. immer mehr unter den Krisenfolgen leiden – der wird zornig und will etwas daran
ändern.

Und aus diesem Grund habe ich/hat die Jesuitenmission im Sommer 2009 die Kampagne
"Steuer gegen Armut" initiiert.

Bei allem Verständnis, das ich für die Komplexitäten des internationalen Finanzsystems habe,
bei aller Anerkennung der Bemühungen, die unternommen werden, um eine Lösung für die
Krise und für die Kostenbeteiligung des Finanzsektors an den Krisenfolgen zu finden, so
möchte ich hier und heute daran erinnern, dass andere Weltgegenden nochmals drastischer,
elementarer und existenzieller unter den direkten und indirekten Auswirkungen der
Weltfinanzkrise leiden als die reichen Länder der Welt.

Ich möchte hier und heute daran erinnern, dass für eine verstärkte Armutsbekämpfung, dass
für die Einhaltung der Millenniums-Entwicklungsziele nicht nur die Gefühlsduselei von
Gutmenschen spricht, sondern auch das Eigeninteresse der reichen Länder.

2. Einordnung der Stellungnahme in Bezug auf die Grundlagen der
Anhörung

Die Grundlagendokumente der heutigen Anhörung sind:

 Das Papier "Eckpunkte für die Finanzmarktregulierung" der Bundesregierung
 Der Antrag "Finanzumsatzsteuer auf EU-Ebene einführen" von Bündnis 90/Die

Grünen
 Der Antrag "Finanztransaktionssteuer international vorantreiben und national

einführen" der Linkspartei
 Der Antrag "Die Banken sollen für die Krise zahlen" der Linkspartei
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 Der Antrag "Die Lasten der Krise gerecht verteilen, Spekulation eindämmen –
Internationale Finanztransaktionssteuer einführen" der SPD

Im Sinne einer allgemein-programmatische Vorbemerkung ist eine Finanztransaktionssteuer
aus Sicht der Kampagne eine Win-Win Situation für (fast) alle:

Zunächst ist sie ein vorzüglich geeignetes Mittel, um Missstände auf den Finanzmärkten
anzugehen und sie zu stabilisieren:

 Sie trägt dem Sachverhalt Rechnung, dass es schwer sein kann, sinnvolle von
sozialschädlichen Produkten und Aktionsweisen zu unterscheiden. Sie bestraft nicht
unkritisch/willkürlich einzelne Produkte/Finanzmarktakteure (während andere davon
befreit sind), sondern belastet in erster Linie "sozialschädliches Verhalten" (Lord
Adair Turner)5, etwa, indem sie primär kurzfristige Finanztransaktionen belastet, nicht
aber mittel- und langfristige Investitionen in die Realwirtschaft.

 Da die Steuer beim Handel/bei der Tätigkeit selbst ansetzt ist sie billiger umsetzbar als
die "risikoadjustierte Bankenabgabe", die vom Verwaltungsaufwand/der Umsetzung
her aufwändiger ist.

 Sie schont jene Finanzmarktakteure, die sich verantwortungsvoll am Markt verhalten
und kassiert von jenen, die kurzsichtig auf den schnellen und hohen Profit aus sind.

 Die technischen Voraussetzungen zur Umsetzung sind über bereits vorhandene
Software, Clearing- und Settlement Mechanismen vorhanden.

 Sie ist aufgrund ihres niedrigen bzw. gestaffelten Satzes ein sehr schonender Eingriff
in das Finanzgeschehen insgesamt.

 Sie macht bereits Sinn im Rahmen der EU oder auch nur der Eurozone, man muss
nicht damit warten, bis der Rest der Welt dafür gewonnen ist.

 Sie schont den "Kleinen Anleger" und belastet Finanzalchemisten und andere "Masters
of the Universe".

Warum das so ist und warum eine Finanztransaktionssteuer besser ist als eine Bankenabgabe,
dazu werden heute bei dieser Anhörung kompetentere Leute etwas sagen. Ich verweise etwa
auf Dr. Marit Schratzenstaller und Staatssekretär Schieder aus Österreich, Peter Wahl und
Andreas Neukirch aus Deutschland, oder Sony Kapoor sowie schriftliche Stellungnahmen aus
dem englischsprachigen Ausland.

Als Mitarbeiter einer Entwicklungshilfe-Organisation werde ich in meiner Stellungnahme vor
allem zum zweiten Vorteil der Finanztransaktionssteuer etwas sagen: Ihrem Potenzial,
regelmäßig und verlässlich riesige Summen an Geld zu generieren. Natürlich ist mir bewusst,
dass die Höhe der Einnahmen von vielen Faktoren abhängt, etwa (a.) wie hoch der Steuersatz
ist, (b.) welche Produkte besteuert werden sollen, (c.) wie sehr sich das Handelsvolumen mit
diesen Produkten aufgrund der Besteuerung verändern wird. Dennoch scheinen mir
Berechnungen glaubhaft und nachvollziehbar, dass wir bereits innerhalb Europas mit
dreistelligen Milliardenbeträgen rechnen können.6 Die Kampagnenträger fordern in ihrem
Offenen Brief an die Bundesregierung, der Grundlagendokument der Kampagne ist, dass
diese Gelder "zur Umsetzung der Millenniums-Entwicklungsziele sowie anderer Maßnahmen
zur Entwicklung und Armutsbekämpfung verwendet werden".

Auf diesem Hintergrund kritisiere ich am Eckpunktepapier der Bundesregierung in der
vorliegenden Form, dass es rein auf die Banken und den öffentlichen Haushalt zugeschnitten
ist und keinerlei Gedanken auf die Millenniums-Entwicklungsziele oder die
Armutsbekämpfung verschwendet, obwohl ich weiß, dass im Vorfeld auch Varianten
diskutiert wurden, die diesem Aspekt einen Platz gegeben hätten. Egal welche Maßnahme
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beschlossen wird, die Kampagne wird sich nur zustimmend und zufrieden zu irgendetwas
äußern, welches die Armen der Welt auch im Blick hat.
Dies ist bei den Anträgen von Grünen, Linkspartei und SPD der Fall, deshalb begrüße und
unterstütze ich deren Intention durch meine nachfolgende Argumentation.

Mir ist dabei bewusst, dass weder SPD, noch Linke noch Grüne eine komplette Umwidmung
der Einkünfte aus einer Finanztransaktionssteuer zur Armutsbekämpfung befürworten.
Dennoch wäre das, was deren Anträge anzielen, ein enormer Fortschritt zum Ist-Stand.

3. Warum eine "Steuer gegen Armut"?

3.1. Die Situation armer Länder zwischen Versprechung und Realität

In den Millenniums-Entwicklungszielen wurde im Jahr 2000 versprochen, dass man bis 2015
weltweit etwa Armut, Hunger und Krankheiten drastisch verringern, Zugang zu Bildung
verbessern, die Umwelt in armen Ländern besser schützen will. Dazu braucht es aber Geld,
und dort, wo es für Modellprojekte, etwa die "Millenniumsdörfer", oder großangelegte
Gesundheitskampagnen zur Verfügung steht, entwickeln sich die Dinge zufriedenstellend.7

Nur: Wie steht es um strukturelle, dauerhafte und nachhaltige Verbesserungen jenseits
punktueller Erfolge?

Das Bekenntnis von Rio aus dem Jahr 1992, 0,7% des Bruttonationaleinkommens für
Entwicklungshilfe zur Verfügung zu stellen, rückt faktisch ebenso in weite Ferne wie die
Versprechen der G8 Staaten 2005 in Gleneagles, für Afrika bis 2010 pro Jahr 25 Milliarden
US$ für Entwicklung und Armutsbekämpfung bereitzustellen. Dabei wäre dieses Geld, so die
G8, nur "die Hälfte jener erforderlichen Summe, die es afrikanischen Ländern ermöglichen
würde, ihre Wachstumsraten aus der Zeit vor der Krise abzusichern. Es wäre aber keinesfalls
ausreichend, um den Kontinent in die Nähe der Millenniumsziele zu bringen."8

Faktisch flossen dann noch nicht einmal diese versprochenen Summen: Konkret wird Afrika
2010 wohl nur die Hälfte der versprochenen Gelder erhalten (11 statt 25 Milliarden), konkret
müsste Deutschland, wenn es das Ziel von 0,7% BNE im Jahr 2010 erreichen wollet, im Jahr
2010 eine ODA Quote von 0,51% erreichen. Faktisch liegt es derzeit gerade bei 0,41%; viel
zu wenig, wenngleich ein Anstieg von 0,35% in 2009.9

Deshalb dürfte niemand überrascht sein, dass aktuell bei den Millenniums-
Entwicklungszielen Rückschritte zum Stand von vor der Krise zu verzeichnen sind: Armut
und Hunger nehmen nicht mehr ab, sie nehmen wieder zu: Ca. eine Milliarde Menschen
leiden nun schon für das zweite Jahr in Folge unter Unterernährung und Hunger, auch viele
andere Millenniumsziele werden, wenn sich gegenwärtige Trends fortsetzen, regional oder
global nicht erreicht werden können.10

Die verfügbaren eigenen Ressourcen der armen Länder reichen vorn und hinten nicht um die
Folgen der diversen Krisen für Ihre Bevölkerungen finanziell ausgleichen zu können: Ihnen
brechen Einnahmen weg durch

 sinkenden Rohstoffexport
 sinkende Steuereinnahmen
 steigende Schuldendienste
 sinkende Remissen von im Ausland lebenden Bürgerinnen und Bürgern11
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Für die konkret dort lebenden Menschen sind die Konsequenzen Arbeitslosigkeit (ohne
Sozialversicherungen!), Engpässe bei der Gesundheitsversorgung und Schulbildung sowie
steigende Lebenshaltungskosten, wobei bedacht werden muss, dass Lebensmittelkosten im
"Warenkorb" armer Menschen einen wesentlich höheren prozentualen Anteil hat als in
Deutschland: Hier beträgt der Anteil 10-30%, dort 60-80%. Ein Preisanstieg von 50% bei
Lebensmitteln führt hier zu einer insgesamt Ausgabensteigerung von 6%, dort um 21%.12

Die Situation ist gerade in den marginalisierten Ländern dieser Welt am schlimmsten und hat
auch gravierende Auswirkungen auf die Hilfe zur Selbsthilfe dort lebender Menschen.13

Aus diesem Grund ist eine Steuer gegen Armut zunächst eine Frage der Mitmenschlichkeit
und des Mitleids.

Es ist aber auch eine Frage der Verlässlichkeit: Was macht es für einen Sinn, Dinge feierlich
zu deklarieren, wenn man sie doch nicht hält? Was für ein Recht hat man, an andere Länder
Forderungen zu stellen, wenn man selbst gesteckte und öffentlich verkündete Standards und
Selbstverpflichtungen nicht erfüllt?

3.2. Steuer gegen Armut als Frage der Gerechtigkeit

Eine "Steuer gegen Armut" ist sodann eine Erfordernis globaler Gerechtigkeit und des
korrekten-ethischen Handelns unter den Menschen in der zunehmend vernetzten Einen Welt,
denn: Es ist eine Krise, die die ganze Weltgemeinschaft betroffen hat, deshalb muss sie auch
im Hinblick auf die ganze Weltgemeinschaft gelöst werden. Es ist ein weithin anerkanntes
ethische Prinzip, dass derjenige, der einen Schaden verursacht, auch (im Rahmen seiner
Möglichkeiten) für die Behebung des Schadens sorgen muss, oder falls dies nicht möglich ist,
Wiedergutmachung leisten muss (Verursacherprinzip).

Konkret auf unsere heutige Situation angewendet: Die derzeitige Krise wurde (von Akteuren)
in den reichen Ländern verursacht, die armen Länder wurden dadurch in Mitleidenschaft
gezogen und geschädigt. Also ist es nur gerecht und billig, dass die verursachenden Akteure
in den reichen Ländern (v.a. Banken und bankenähnliche Finanzmarktakteure) einen
angemessenen finanziellen Betrag leisten, damit die Schäden auch bei den armen Ländern
ausgeglichen werden können.

Nun ist es mit ethischen Argumenten und Gerechtigkeitsappellen leider in der Regel so, dass
sie denen, an die sie gerichtet werden, ziemlich egal sind. Warum soll ein Banker seine Boni
kürzen oder sich durch eine Finanztransaktionssteuer die Profite auf Spekulation mit CDSs
oder Leerverkäufen schmälern lassen, wenn er sie doch bekommen kann?14 Auch wenn nicht
ausgeschlossen wird, dass es Finanzmarktakteure mit einem ethisch-moralischen Funken
Anstand gibt, wird die Masse, inklusive des "Kleinen Anlegers", dem 5% Zinsen schließlich
auch lieber sind als 3,5%, lieber so weitermachen wie bisher.

Es gibt allerdings gute Gründe, Politik und Gesellschaft in den reichen Ländern
klarzumachen, dass sie aus wohlverstandenem und aufgeklärtem Eigeninteresse den Akteuren
auf den Finanzmärkten Zügeln anlegen und faire Beiträge für die Förderung des globalen
Gemeinwohl auferlegen müssen, wenn sie gravierenden Auswirkungen und Schäden für alle
vorbeugen wollen. Deswegen sitzen wir hier, und dafür bin ich dankbar. Bitte gestatten Sie
mir, aus meiner Sicht drei Beispiele dazu zu geben:
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3.3. Steuer gegen Armut aus wohlverstandenem, aufgeklärtem Eigeninteresse

Bleibt alles so, wie es momentan ist, wird sich gesellschaftlicher Zerfall, der in gewissen
Ländern der Erde bereits erkennbar ist, beschleunigen und zu Auswirkungen führen, die bis in
die reichen Länder hinein zu spüren sein werden.

3.3.1. Beispiel Terrorismus und Kriminalität

Auf dem Hintergrund meiner oben (1.) dargelegten Einsichten in kriminelle Milieus ist es für
mich offensichtlich, dass Terrorismus und Kriminalität einerseits, sowie Elend, Verzweiflung
und Perspektivlosigkeit andrerseits in einem Zusammenhang stehen. Natürlich gilt es unter
denen, die zur Gewalt greifen, zu unterscheiden zwischen jenen, die aus ihrer elenden
Situation heraus selbst zu Gewalttätern werden, indem sie etwa Steine werfen bzw. sich zu
"Gotteskriegern" oder Selbstmordattentätern ausbilden lassen und jenen hochgebildeten und
(relativ) wohlhabenden Tätern, die ihre Gewalttat durch Verweis auf die elende Situation
weiter Bevölkerungsgruppen legitimieren. Dennoch ist das Ergebnis des Handelns beider
Gruppen dasselbe: Gewaltakte, deren Ziel Destabilisierung und die Verbreitung von
Schrecken ist.

Hinzu kommt die Unmöglichkeit, Attentäter polizeilich/geheimdienstlich zu ermitteln oder zu
verfolgen, wenn sie ganze Stadtviertel, Bevölkerungsgruppen oder Landstriche haben, in
denen sie untertauchen können und wo sie von den dort lebenden Menschen gedeckt und
versteckt werden.

Dies ist natürlich ein hochkomplexes Gebiet, aber niemand dürfte bestreiten können, dass (vor
allem) junge Leute weniger in der Gefahr sind, extremistisch zu werden oder extremistischen
Verführern auf den Leim zu gehen, wenn es nicht zum Zerfall staatlicher Ordnung kommt, in
deren Folge sich kriminelle, extremistische und terroristische Organisationen als quasi-
staatliche Strukturen etablieren können, wie dies etwa im Nahen Osten,15 Afghanistan16 und
Gegenden von Pakistan der Fall ist.17 Oder umgekehrt: Dass (vor allem) junge Leute, wenn
sie eine gute Schul- und Berufsausbildung und eine realistische Aussicht auf einen Job haben,
nicht so leicht mit Hass auf den Westen indoktriniert werden können, gegen den sich zu
wehren ein gerechter und heiliger Krieg sei.18

Wie nachvollziehbar und einleuchtend das Vorstehende sein sollte, veranschaulicht folgendes:
Der israelische Verteidigungsminister Ehud Barak, Stratege des viel kritisierten Angriffs auf
Gaza Ende 2008/Anfang 2009, wird wie folgt zitiert: "Wäre ich nicht als Israeli, sondern als
Palästinenser geboren worden, wäre ich heute auch Terrorist".19

Ähnliche Argumente könnten gegeben werden für die Attraktivität bzw. Alternativlosigkeit
zum Engagement vieler im Bereich der Organisierten Kriminalität oder die Hintergründe, die
zu einem generellen Zerfall von governance, Zivilisation und Recht sowie das
Wiedererstarken von Anarchie, Barbarei und dem "Recht des Stärkeren führen."20

Auch die Diskussion, warum fast zehn Jahre militärische Präsenz in Afghanistan uns bislang
den angestrebten Zielen kaum nähergebracht hat, gehört in diesen Kontext. Der Bundeswehr-
Nachrichtenoffizier Marc Lindemann etwa beschreibt, dass viele Afghanen sich am Terror
gegen die ISAF deshalb beteiligen, weil es für sie eine gute Verdienstmöglichkeit in
Gegenden ist, wo es keine regulären Jobs gibt.21

All dies ist keine neue Erkenntnis: Vor ganz langer Zeit, nach den Anschlägen vom
11.9.2001, gab es beispielsweise auf der Website des Bundesministeriums für wirtschaftliche



7

Zusammenarbeit und Entwicklung, im Unterverzeichnis "Friedenssicherung", sehr
informative Ausführungen unter der Überschrift "Gerechtigkeit ist das beste Mittel gegen
Terror."22 Diese Website ist inzwischen gelöscht worden.

3.3.2. Beispiel illegale Migration aufgrund von Armut und Perspektivlosigkeit

Ein weiteres Argument für die Umwidmung der Einnahmen aus der Finanztransaktionssteuer
in Entwicklungspolitik und Armutsbekämpfung ist illegale Migration. Auch hier möchte ich
zunächst zwei Bereiche unterscheiden: Einen Bereich, wo in absehbarer Zeit nachhaltige
Erfolge erzielt werden könnten und einen mittel- und langfristigen Bereich, der auf lange Zeit
große Aufwendungen erfordern wird.

Beim ersten Bereich handelt es sich um akut-aktuelle Missstände, die zu illegaler Migration
führen und die durch Entwicklungspolitik und Armutsbekämpfung abgemildert werden
könnten. Wenn Menschen die Geduld und das Vertrauen in die Entwicklung und Zukunft
ihres Landes verlieren und dazu vielleicht die Notwendigkeit haben, Geld für ihre Familien
verdienen zu müssen, dann ist die Option der illegalen Migration, d.h. ohne Erlaubnis dorthin
zu gehen, wo (vermeintlich) gute und gut bezahlte Jobs zu finden sind, in der heutigen Welt
nicht nur eine attraktive, sondern zudem umsetzbare Option. Erst recht gilt dies für all jene,
die im kommerziellen und kriminellen "Schleusungsbusiness" ihren Job haben und dies damit
begründen, dass ihnen keine legalen Verdienstalternativen zur Verfügung stünden.

Freilich: Mit 'etwas mehr' Entwicklung in den armen Ländern ist es in der
zusammenwachsenden Welt nicht getan. Entwicklung hat dann keine Aussicht darauf,
Menschen zum Verbleib zu bewegen, wenn ihr keine Nachhaltigkeit zugemessen wird.
Konkret reicht es nicht, mit Entwicklungshilfe in armen Ländern diese oder jene
Produktionsweise zu verbessern oder Jobs zu schaffen, wenn man zugleich mit Protektion und
Subvention verhindert, dass die dann erzeugten Güter gehandelt oder verkauft werden
können.

Wie man es aber dreht und wendet: Folgt man Jeffrey Sachs, so ist eine selbsttragende
Entwicklung armer Länder ohne eine "Anschubfinanzierung" der reichen Länder nicht
möglich. Und selbst wenn dies geschehen ist, sind weitere Kosten zu bedenken. Wenn man
etwa den Produkten Afrikas eine faire Chance auf dem europäischen Markt einräumt: Welche
Folgekosten hätte dies für die europäischen Bauern, die ihre gegenwärtigen Arbeitsplätze der
EU-Protektion und Subvention verdanken?23

Wir sprechen hier über sehr große Summen, wenngleich hierher natürlich auch Gelder aus der
Umwidmung jener Beträge einfließen könnten, die derzeit in die nicht sonderlich effizienten
Abschottungs- und Abschreckungsmaßnahmen gesteckt werden.24 Erforderlich ist aber der
Mut, vorhandene Einsichten politisch endlich umzusetzen. Etwa die nachstehende des
Europäischen Rats von 1998:

"Ausweitung der Entwicklungshilfe und der ökonomischen Kooperation mit den
Hauptauswanderungsregionen ist unverzichtbar. Dabei darf man nicht die Illusion haben, dass
sich hierdurch kurzfristig dämpfende Effekte auf die Emigration ergeben; unter Umständen
kann auch das Gegenteil der Fall sein: In einer ersten Phase führt ein ökonomischer
Aufschwung unter Umständen zu verstärkter Auswanderung aus den Ballungsräumen der
Dritten Welt. Mittelfristig - und hier geht es nur um einen Zeitraum von wenigen Jahren -
sinkt aber dann das Emigrationsvolumen beträchtlich".25
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3.3.3. Beispiel illegale Migration aus Gründen klimatischer Veränderungen und
Katastrophen

Darüber hinaus gibt es noch weitere Gründe, warum man mittel- und langfristig Reserven für
humanitäre Hilfe, Armutsbekämpfung und Entwicklungsaufgaben anlegen sollte: Projiziert
man die Entwicklungen der vergangenen Jahre und Jahrzehnte in die Zukunft, so ist
anzunehmen, dass in absehbarer Zeit Katastrophen und Tragödien zunehmen werden: Die
Klimaveränderung (wobei egal ist, wodurch sie verursacht wird!) wird vermehrt Hungersnöte,
Wasserknappheit, Wetterextreme und Krankheiten mit sich bringen; steigende Meeresspiegel
werden Investitionen in aufwändige Schutzmaßnahmen oder gleich Umsiedlungen erzwingen;
es gibt Gründe zur Annahme, dass es zu weiteren Ereignissen innerhalb des so genannten
"Pazifischen Feuerrings", einem Gebiet großer geologischer Instabilität, kommen wird.26

Solche Ereignisse sind inzwischen nicht nur weitgehend als migrationsrelevant anerkannt.
Zunehmend halten Experten umwelt- und katastrophenbedingte Migrationsbewegungen sogar
für den größten migrationsauslösenden Push-Faktor überhaupt.27

Auch wenn Migration aus solchen Gründen in der Regel 'nur' die Region betrifft, in der diese
Ereignisse geschehen, so ist zweierlei zu bedenken: Zum einen wirken sich solche
Massenbewegungen destabilisierend auf diese Regionen insgesamt aus, was weitere
Migration auslösen wird, zum zweiten werden sich wohlhabendere Bewohner von Gegenden,
die von ökologischer Degradierung perspektivisch betroffen sind, irgendwann überlegen, ob
eine legale oder illegale Fernmigration nicht sinnvoller ist als das Ausharren vor Ort.

Entsprechend wäre es sinnvoll, einen internationalen Katastrophenfonds anzulegen, aus dem
Hilfe vor Ort finanziert werden könnte und die Lasten für die Staatengemeinschaft fairer
verteilt werden könnten. Ein solcher Fonds wäre vor allem dann wichtig, wenn die Tragödie
nicht derart medien- und spendenwirksam ist wie beim Tsunami 2004 oder in Haiti 2010,
sondern eher schleichend und für die mediale Berichterstattung uninteressant, wie etwa
Hungersnöte, Epidemien oder Zerstörung durch saisonal wiederkehrende Stürme.28

3.4. Zwischenbilanz

Ein sehr gutes Beispiel sowohl für das Entstehen von Terror als auch illegaler Migration in
der Folge von politisch-wirtschaftlichem Niedergang, Ausbeutung und Naturkatastrophen ist
die Situation in Somalia, nur dass die Form des dort angewendeten Terrors als "Piraterie"
bekannt geworden ist. Somalia verdeutlicht zudem anschaulich, wie Probleme auswachsen
können, wenn man sie anfänglich ignoriert oder verdrängt, und dass der unausweichliche
Umgang damit am Ende wesentlich mehr kostet.29

Das Fatale ist, dass nicht nur Entwicklungspolitiker, sondern auch Sicherheitspolitiker längst
um diese Zusammenhänge wissen, dass es aber immer noch unmöglich ist, daraus die
angemessenen Schlüsse zu ziehen. Statt präventiv zu arbeiten, bevor Dinge aus dem Ruder
laufen, investiert man (zwangsweise) nur dann reaktiv-repressiv riesige Summen, wenn es
bereits zu spät ist, wie der Militäreinsatz in Afghanistan und am Horn von Afrika, fortgesetzte
Hochrüstung von Polizei- und Sicherheitsdiensten, oder repressive migrationspolitische
Maßnahmen belegen, wobei letzte manchmal genau das fördern können, was sie zu
bekämpfen anstreben (etwa das Anwachsen und die Perfektionierung von
'Schleuserkriminalität').30

Dabei ist natürlich klar, dass Geld nicht alles ist. Aber ohne Geld ist vieles nichts und wird
sich auch nicht aufhalten oder verbessern lassen. Dabei sind Einigkeit hinsichtlich
Handlungsbedarf und -strategien bei den Millenniumszielen 1 und 2 (Halbierung des Hungers
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und Grundschulbildung für alle Kinder) vermutlich leichter zu erlangen und umzusetzen als
bei den anderen Zielen. Aber immerhin wäre eine verstärkte Investition in die
Millenniumsziele 1 und 2 ein guter Anfang, auch und gerade weil Bildung der Schlüssel für
jede Hilfe zur Selbsthilfe ist.

Ebenso ist auch klar, dass der Westen viele Probleme, die in armen Ländern herrschen, nicht
für die dort lebenden Menschen lösen kann. Das ist, wie der Westen aufgrund von
Afghanistan allmählich realisiert, auch nicht immer möglich oder wünschenswert. Andrerseits
ist auch nicht bestreitbar, dass es viele Probleme in diesen Ländern nicht gäbe, wenn die heute
Reichen dieser Welt sie nicht Jahrhundertlang so behandelt hätten wie sie es nun mal getan
haben und sie deshalb eine entsprechende Schuld abzutragen haben.

Es ist unabdingbar, dass Reich und Arm sich endlich auf Augenhöhe mit Respekt,
Verbindlichkeit und Verlässlichkeit begegnen. Der Westen muss dabei dem Rest der Welt
glaubwürdig vermitteln, dass man die in armen Ländern Lebenden nicht länger als
Ausbeutungs- und Verfügungsmasse betrachtet, sondern dass man sie sie als Menschen mit
gleicher Würde und vergleichbaren Bedürfnissen und Träumen wahr- und ernstnimmt und sie
in ihrem Lebensumfeld bei der Umsetzung derselben unterstützen will.

4. Aktuelle Chancen

Das wirklich Gute an der Finanztransaktionssteuer ist, dass sie ein Instrument zur
Finanzierung des Kampfes gegen Armut sein kann, das nicht mehr von Spendenfreudigkeit
oder konjunkturell variierenden Möglichkeiten öffentlicher Haushalte abhängig ist, sondern
das jährlich verlässliche Einnahmen in zwei- bis dreistelliger Milliardenhöhe zur Verfügung
stellt. Mit diesen Einnahmen könnte langfristig, verlässlich und partnerschaftlich mit den
armen Ländern an der Verbesserung ihrer Lebensverhältnisse gearbeitet werden – auch ein
Millenniums-Entwicklungsziel.

Das Argument, die Einnahmen aus dieser Steuer könnten, da es sich um eine Steuer und nicht
um eine Abgabe handelt, nicht für Entwicklung und Armutsbekämpfung zweckgebunden
werden, ist strikt haushaltsrechtlich natürlich korrekt. Dennoch: Niemand hindert den
Gesetzgeber, der für die Verteilung von Steuergeldern zuständig ist, diese Einnahmen dem
Entwicklungsetat zuzuweisen.

Dabei gewinnt der Staat selbst mit dieser Steuer: Da die Einnahmen aus der
Finanztransaktionssteuer die derzeitigen Mittel zur Entwicklungszusammenarbeit deutlich
übersteigen würden, könnten die hier bisher verausgabten Steuergelder an anderer Stelle
eingesetzt oder zur Schuldentilgung verwendet werden.

Freilich: Jeder Versuch, am Jetztstand des Finanzsystems irgendetwas effektiv zu verändern,
wird auf großen Widerstand stoßen. Zunächst natürlich vom Finanzsektor und dessen
Propagandisten selbst, aber auch durch jene Länder, die in besonderem Maße davon
profitieren, dass in ihrem Hoheitsbereich ein überproportionaler Anteil der Finanzgeschäfte
abgewickelt werden wie etwa der Schweiz, Großbritannien oder den USA.31

Hinzu kam bisher, dass in Politik und Gesellschaft weit auseinanderklaffende Vorstellungen
darüber herrschen, was die richtigen Maßnahmen zur Zähmung des Finanzmarkts denn seien.
Globalisierungskritiker und Kirchen, Gewerkschaften und Konservative: Sie alle
befürworteten Unterschiedliches zu verschiedenen Zeitpunkten. Entsprechend leicht war es
bisher für die Verfechter des Status Quo, sie gegeneinander auszuspielen, entsprechend wenig
passierte bis jetzt jenseits von Deklarationen und Absichtserklärungen.32
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In dieser aktuellen Krise sind allerdings zwei Dinge anders: Zum einen haben die
Regierungen so viel Geld wie nie zuvor in das Finanzsystem hineingepumpt, entsprechend ist
auch auf der Ebene politischer Verantwortungsträger eine gewisse Wut erkennbar, weil der
Finanzsektor sich in vielen Bereichen schon wieder so gebärdet als sei nichts geschehen.
Wenn man sich einig ist, kann ganz viel passieren, wie das koordinierte und effektive
Vorgehen gegen Steueroasen 2009 belegt. Dabei ging es jedoch nur um Vermögenswerte.
Noch kam es zu keinem Eingriff, der das Geschäftsgebaren im Finanzsektor selbst anzielt.
Hier ist die Schmerzgrenze offensichtlich doch höher (oder Druck und Drohung durch die
Lobbyisten). Der Beleg: Selbst als während der Griechenland-Krise erneut "die Märkte" die
Politik vor sich hertrieben und zum Eingreifen mit Steuergeldern richtiggehend erpressten,
einte dies nicht die Politik, endlich Partikularinteressen und nationale Egos hintanzustellen
und zumindest innerhalb der EU den Finanzmärkten eine Leine anzulegen.

Dabei wäre eine demokratische Legitimierung für ein solches Vorgehen größer denn je:

In Deutschland hat sich im Bündnis "Steuer gegen Armut" eine bislang beispiellose Koalition
unterschiedlichster Akteure in Politik und Gesellschaft gebildet. Sie vereint 'Attacies' und
Banker, Bischöfe und Gewerkschaftler, Wissenschaftler und Entwicklungshilfeprofis sowie
drei im Bundestag vertretene Parteien hinter seinen Forderungen. Hinzu kommen
Zehntausende von Bürgern, die etwa die Online-Petition zur Transaktionssteuer an den
Deutschen Bundestag mitgezeichnet haben.

Auch europaweit ist eine Zunahme zivilgesellschaftlicher Aktivitäten und Zustimmung
zugunsten einer "Steuer gegen Armut" oder "Robin Hood Tax" zu verzeichnen, wie die
Kampagnen in Österreich, Großbritannien, Italien und Frankreich belegen.

Selbst unter den Regierungen der EU gibt es viel Sympathie für eine (Form der)
Finanztransaktionssteuer, etwa in Großbritannien, Frankreich, Belgien, Österreich. Und
bezüglich Deutschlands darf nicht übersehen werden, dass sich auch CDU und CSU für eine
Finanztransaktionssteuer ausgesprochen haben, und dass Wolfgang Schäuble sich nicht
deshalb für eine Bankenabgabe entschieden hat, weil er die Finanztransaktionssteuer schlecht
findet, sondern vielmehr deshalb, weil er sie aktuell auf der Ebene der G20 nicht für
durchsetzbar erachtet.33

Genau das macht aber die Frage unvermeidlich: Warum führt man eine (Form der)
Finanztransaktionssteuer dann nicht im Rahmen der EU oder auch nur der Eurozone ein?
Auch und gerade, weil die technischen Voraussetzungen alle vorhanden sind und 'lediglich'
politischer Wille gefordert ist, die rechtlichen Voraussetzungen zu implementieren!

Könnte eine Finanztransaktionssteuer auf diese Weise gegen den Widerstand des
Finanzkapitals und seiner Lobbyisten durchgesetzt werden, so wäre dies ein ganz praktischer,
aber auch ein enormer psychologischer Erfolg für Politik und Gesellschaft. Bislang scheiterte
jede effektive Reform des Weltfinanzsystems am Syndrom des Kaninchens vor der Schlange:
Vor lauter Angst, dass das Kapital woanders hingeht, wurde ihm sein Lauf gelassen und
genau dies ist die Drohung, die angesichts der Finanztransaktionssteuer-Debatte auch heute
wieder ins Feld geführt wird34 - ungeachtet der Tatsache, dass London trotz einer "Stamp
Duty" von sage und schreibe 0.5% immer noch Europas größter Finanzplatz ist!
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5. Schluss

Die Lage ist ernst und ich bin nicht überrascht, dass in Griechenland enorme soziale Unruhen
ausgebrochen sind. Wer kann den Menschen die Wut verdenken, wenn der Eindruck besteht,
dass die Politik sich eher am Wohl der Banken als am Wohl der eigenen Bürger orientiert!?
Ich möchte das Schlusswort Bundespräsident Köhler geben: Seiner Ansicht nach steht nicht
nur die Leistungsfähigkeit, sondern auch die Glaubwürdigkeit unseres Wirtschafts- und
Gesellschaftsmodells in Frage.

"Die Politik muss ihr Primat über die Finanzmärkte zurückgewinnen…damit Freiheit sich
nicht selbst zerstört", so Köhler. Unter den vier vorrangigen Konsequenzen ist nach Köhler
auch die Frage der Beteiligung des Finanzsektors an den durch ihn verursachten Kosten.
Hierfür, so Köhler, "scheint mir eine Abgabe auf internationale Finanztransaktionen immer
noch der beste Weg." Und dabei ist ihm auch wichtig, nicht ewig zu warten, bis alle G20
Staaten im Boot sind. "Ich glaube, dass die Euro-Gruppe gut daran täte, eigene kraftvolle
Vorschläge für ein neues Regelwerk vorzulegen."35 Wohlgemerkt: Der Bundespräsident
spricht von der Euro-Gruppe, nicht einmal von der Europäischen Union.

Müssen wir warten, bis auch in anderen Ländern der Europäischen Union
"griechenlandähnliche" Zustände ausbrechen, bis die Politik endgültig kraftvoll versucht, den
Finanzmarkt wieder der gesellschaftlichen Kontrolle zu unterwerfen?

Gelänge u.a. mit der Einführung einer Finanztransaktionssteuer ein realer Schritt auf dem
Weg zu einer (Neu-)Regulierung des Finanzsektors und zu dessen Beteiligung an den Kosten
für die Bewältigung der Krisenfolgen, wäre dies sicher ein kraftvoller Beleg dafür, dass die
Menschheit heute den "Masters of the Universe" eben nicht hilflos ausgeliefert sind und dass
der Wille der demokratischen Mehrheit immer noch das Sagen hat und Regeln aufstellen
kann, von denen alle, und nicht nur wenige, profitieren.

Gelänge eine (teilweise) Zweckbindung der so eingenommenen Mittel für die Millenniums-
Entwicklungsziele und Armutsbekämpfung, würde dies die Akzeptanz unseres Wirtschafts-
und Gesellschaftsmodell weltweit stärken.

Deshalb dürfen wir bei aller Sorge um UNSERE Banken, UNSERE Schulden und UNSERE
Zukunft den Blick über den Tellerrand nicht vergessen. Und wenn irgendwann wieder
Terroranschläge passieren, wenn irgendwo wieder Hunderttausende verhungern, wenn
irgendwo wieder ein Container mit erstickten 'Illegalen' gefunden wird, dann sollte niemand
mehr fragen müssen: "Hätte man das nicht verhindern können?" Auch dazu ist jetzt eine
Gelegenheit. Bitte nützen wir sie.

1 Alt, J. (1999) Illegal in Deutschland. Karlsruhe: von Loeper sowie ders. (2003) Leben in der Schattenwelt.
Karlsruhe: von Loeper
2 Wahl, P. Food Speculation. The Main Factor of the Price Bubble in 2008. Berlin, World Economy Ecology
Development (WEED)
3 84 Mio. Menschen leiden weltweit unter dieser durch Fliegen übertragenen Infektionskrankheit, die durch
Wassermangel und schlechte hygienische Zustände begünstigt wird. Man kann es im Anfangsstadium mit Salben
behandeln, eine OP kostet 15 Euro. Wird die Krankheit 10-20 Jahre nicht behandelt, führt sie zur vollständigen
Erblindung (1,3 Mio. Menschen weltweit kann deshalb nicht mehr geholfen werden). Siehe
http://www.christoffel-blindenmission.de/artikel/Artikel_167019.html
4 Z.B. Schuldenerlasse, Stipendien für ausländische Studierende, Unterbringung von Asylbewerbern… Vgl.
Eurodad (European Network on Debt and Development) (ed.) Joint European NGO Report (2006) EU Aid:
Genuine Leadership or misleading figures? An independent Analysis of European Governments aid level.
Internetressource,
http://www.eurodad.org/uploadedFiles/Whats_New/Reports/Eurodad%202006EUAidReport.pdf
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Steuer gegen Armut = Steuer gegen Terror und Kriminalität = Steuer
gegen illegale Migration
Zusammenfassung der Stellungnahme von Jörg Alt SJ, Moderator der Kampagne "Steuer
gegen Armut, anlässlich der Expertenanhörung des Finanzausschusses am 17.5.2010

Die Kampagne "Steuer gegen Armut" wurde initiiert, um eine allgemeine Steuer auf alle
spekulationsrelevanten Finanztransaktionen durchzusetzen. Damit soll sowohl Spekulation
auf den Finanzmärkten verteuert werden, als auch Geld, u.a. für die Finanzierung der
Millenniums-Entwicklungsziele, eingenommen werden.

Zur Begründung wird vorgetragen:

Die armen Länder dieser Welt sind von den Auswirkungen der Weltfinanzkrise elementarer
und existenzieller getroffen als die reichen Länder und sie haben weniger eigene Ressourcen
zur Verfügung, um die direkten und indirekten Auswirkungen für die eigene Bevölkerung
abzufedern. Zudem sinkt der Mittelzufluss von außen (z.B. Entwicklungshilfe, Geld-
Rücküberweisungen von im Ausland lebenden legalen und illegalen Bürgern, Spenden…).

Eine verstärkte Unterstützung armer Ländern ist deshalb eine Erfordernis nicht nur von
Mitmenschlichkeit und Gerechtigkeit, sondern auch eine Folge eigener Sicherheitsinteressen.
Die letzte Behauptung wird in der Stellungnahme anhand von zwei Beispielen näher erläutert:

Eine Steuer gegen Armut trägt zur Verringerung von Terrorismus und Kriminalität bei

Ist ein Staat nicht mehr in der Lage, die Grundversorgung seiner Bevölkerung zu sichern,
können in dem so entstehenden Vakuum extremistische Verführer an Einfluss gewinnen. Dies
gilt auch andersherum: Bietet man vor allem jungen Menschen eine schulische und berufliche
Perspektive, sind sie weniger verführbar. Schließlich verringert eine verlässliche Perspektive
für das eigene Leben bzw. für das eigene Gemeinwesen die Rückzugsräume für Terroristen,
Extremisten und (Organisierte) Kriminelle, die, wenn sie von breiten Bevölkerungsschichten
gedeckt werden, von Sicherheitskräften kaum gefasst werden können.

Eine Steuer gegen Armut trägt zur Verringerung illegaler Migrationsbewegungen bei

Je verlässlicher die Zukunft des eigenen Landes gesehen wird, umso eher sind Menschen
geneigt, sich zu Hause zu engagieren und auf die Aufwärtsentwicklung des Landes zu
vertrauen. Je skeptischer die Zukunft des eigenen Lands eingeschätzt wird, umso eher ist man
geneigt, ohne Erlaubnis dorthin zu gehen, wo man Jobs erhofft. Hinzu kommt, dass
klimabedingte Migrationsbewegungen zunehmen werden und ein Fonds zur Unterstützung
der hier primär betroffenen Länder bzw. zur Hilfe vor Ort angebracht wäre.

Eine Finanztransaktionssteuer kann langfristig, absehbar und verlässlich viele Milliarden
Dollar generieren. Endlich wäre Geld vorhanden, Prävention statt Repression zu finanzieren,
die Umsetzung der Millenniums-Entwicklungsziele zu gewährleisten sowie die Zukunft und
Entwicklung armer Länder solide zu planen und zu gestalten.

Es wird deshalb gefordert, dass, wenn eine Steuer gegen Armut/Finanztransaktionssteuer
nicht im Rahmen der G20 durchsetzbar ist, eine Einführung im Kontext der EU oder der
Eurozone erwogen wird. Auch und gerade in Ergänzung zu einer Bankenabgabe, wie sie die
Bundesregierung vorsieht, die keine Alternative zu einer Finanztransaktionssteuer ist.


